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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten 


— Nr. 13. 


(Nr. 5211.) Geſetz, betreffend das eheliche Guͤterrecht in der Provinz Weſtphalen und den 
Kreiſen Rees, Eſſen und Duisburg. Vom 16. April 1860. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 

Regent, i 5 
verordnen, nach Anhoͤrung des Provinziallandtages der Provinz Weſtphalen, 
ſowie der zu einem Konvente vereinigt geweſenen Kreisſtaͤnde der Kreiſe Rees 
und e mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


H. K. 


In der Provinz Weſtphalen und in den zur Rheinprovinz gehoͤrenden 
Kreiſen Rees, Eſſen und Duisburg, mit Ausſchluß der Landestheile des Her⸗ 
zogthums Weſtphalen, in welchen bisher das Dotalrecht beſtanden hat, gilt 
unter den Eheleuten die Gemeinſchaft aller Guͤter, wie ſolche in dem Allge⸗ 
meinen Landrechte geregelt iſt, jedoch mit folgenden naͤheren Beſtimmungen und 
Abaͤnderungen. 


. 2. 


Die Gütergemeinfchaft iſt ausgeſchloſſen bei Ehen, in welchen der Ehe⸗ 
mann einer der vormals unmittelbaren Deutſchen Reichsſtaͤndiſchen Familien 
angehört; ruͤckſichtlich ihrer verbleibt es bei dem beſtehenden Rechte. Außerdem 
verbleibt es bei der geſetzlichen Befugniß, die Guͤtergemeinſchaft durch Wer: 
trag auszuſchließen. 


F. 3. 


Dem Ehemanne allein gebuͤhrt die Verwaltung des gemeinſchaftlichen 
Jahrgang 1860. (Nr. 5211.) 24 Per: 


Ausgegeben zu Berlin den 1. Mai 1860. 


MM —- 


Vermögens, und alle von ihm gemachten Schulden find für daſſelbe verbind- f 


lich. Er iſt berechtigt, ohne Einwilligung der Frau über alle zu dieſem Ver⸗ 
mögen gehörende Gegenſtaͤnde durch laͤſtige Verträge zu verfügen, insbeſondere 
auch Grundſtuͤcke und Gerechtigkeiten zu veraͤußern oder zu verpfaͤnden, ſowie 
Kapitalien, die auf den Namen der Frau, ihres Erblaſſers oder Geſchenkgebers, 
oder 10 den Namen beider Eheleute geſchrieben ſind, aufzukuͤndigen und ein⸗ 
zuziehen. 7 


Dagegen iſt der Mann nicht berechtigt, ohne Einwilligung der Frau über 
Immobilien, oder das geſammte bewegliche Vermoͤgen, oder einen aliquoten 
Theil deſſelben unentgeltlich zu verfuͤgen; daſſelbe gilt von dem Verſchenken ein⸗ 
zelner beweglicher Sachen, ſofern der Mann ſich den Nießbrauch daran vor⸗ 
behalten will. 2 3 

Verträge, durch welche das gemeinfchaftliche Vermögen ganz oder theil⸗ 
weiſe ſchon bei Lebzeiten der Eheleute in Ruͤckſicht auf eine kuͤnftige Erbfolge 
abgetreten wird (lebertragsvertraͤge), konnen nur von beiden Eheleuten gemein⸗ 
ſchaftlich geſchloſſen werden. 


H. 4. 


Das Verwaltungs- und Verfuͤgungsrecht des Mannes ruht und wird 
von der Frau ausgeuͤbt: „ 


4) wenn der Mann wegen Verſchwendung, Wahnſinns, Bloͤdſinns oder 
Verurtheilung zu einer Zuchthausſtrafe unter Vormundſchaft zu ſetzen 
iſt; die Befugniß der Frau beginnt alsdann mit der Rechtskraft des 
Erkenntniſſes, doch kann ihr dieſelbe auch ſchon im Laufe des Verfah⸗ 
rens vom Vormundſchaftsgerichte uͤbertragen werden; 

2) wenn wegen Abweſenheit des Mannes eine Vormundſchaft uͤber ihn ein⸗ 
zuleiten iſt. In dieſem Falle beginnt die Befugniß der Frau erſt, ſo⸗ 
bald ihr auf ihren Antrag dieſelbe von dem Vormundſchaftsgerichte er⸗ 
theilt iſt. a 


H. 5. . 


Iſt der Mann zur Unterſuchung gezogen und befindet ſich ſchon ſeit drei 
Monaten in Haft, ſo iſt die Frau von dieſem Zeitpunkte ab berechtigt, Alles 
zu thun, was zu einer ordentlichen und. gewoͤhnlichen Vermoͤgensverwaltung 
erforderlich iſt. 


Dieſelbe Berechtigung der Frau tritt ein, wenn der Mann zu einer laͤn⸗ 
geren als dreimonatlichen Strafe verurtheilt iſt, und zwar von dem Zeitpunkte 
an, wo die Strafhaft beginnt. 


H. 6. 


Bei nicht beerbter Ehe kann jeder Ehegatte für ſich allein von Todes 
̃ wegen 
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wegen tiber die Hälfte des gemeinſchaftlichen Vermoͤgens verfügen; bei beerb- 
ter Ehe dagegen koͤnnen Verfuͤgungen von Todes wegen über das gemeinſchaft⸗ 
liche Vermoͤgen nur von beiden Eheleuten gemeinſchaftlich getroffen werden. 


a Ein jeder der Ehegatten iſt bei beerbter Ehe befugt, auch durch einſeitige 
letztwillige Verfuͤgung die ſofortige Schichtung anzuordnen. 


Ne 


| Wird die Ehe durch den Tod eines Ehegatten aufgelöft, ſo behält in 
Ermangelung einer letztwilligen Verfugung der uͤberlebende Ehegatte die eine 
Haͤlfte des gemeinſchaftlichen Vermögens als fein Eigenthum; die andere Haͤlfte, 
als Nachlaß des Verſtorbenen, wird nach den Vorſchriften des 1 e 
Landrechts vererbt. Insbeſondere kommen dabei die HH. 640, bis 643. Theil II. 
Titel 1. des Allgemeinen Landrechts zur Anwendung. Auch Kinder des Ver⸗ 
ſtorbenen aus einer fruͤheren Ehe, die nicht wegen ihres Erbrechts an ſeinem 
kuͤnftigen Nachlaß abgefunden find, nehmen an dieſer Erbſchaft Theil. 

6 Bei Beurtheilung des Erbrechts der abgefundenen Kinder bleibt die Vor⸗ 
ſchrift des H. 644. Theil II. Titel 1. des Allgemeinen Landrechts außer An⸗ 
wendung. N 

Dem uͤberlebenden Ehegatten gebührt in allen Fallen, in welchen er mit 

anderen Verwandten, als Abkoͤmmlingen des Verſtorbenen aus fruͤherer Ehe, 
an deſſen Nachlaß Theil nimmt, auf Lebenszeit der Nießbrauch an den An⸗ 
theilen der Miterben. f f 


1 
Dieſer Nießbrauch und die Hälfte der ihm ſelbſt gebuͤhrenden Erbportion 
| 
(8 


bilden den Pflichttheil, welcher dem uͤberlebenden Ehegatten an dem Nachlaſſe 
des Verſtorbenen zuſteht. 


Bei der Auseinanderſetzung zwiſchen dem uͤberlebenden Ehegatten und 
den Erben des Verſtorbenen finden die die Schichtung betreffenden Beſtimmun⸗ 
gen des H. 17., mit Ausnahme jedoch der den Kindern in den Faͤllen des H. 14. 
Nr. 2. 3. und 4. beigelegten Befugniß, gleichfalls Anwendung. 


H. 8. 


An den nach dem H. 7. fuͤr die Stiefkinder auszuſondernden Erbtheilen 
ſtehen dem uͤberlebenden Ehegatten keine Rechte zu; die Stiefkinder muͤſſen ſich 
| indeffen auch dem uͤberlebenden Ehegatten gegenuber auf ihre Erbtheile Alles 
| anrechnen laſſen, was fie nach den Geſetzen ihren Geſchwiſtern gegenüber zu 
konferiren ſchuldig ſind. i 


H. 9. 


In Anſehung der geſetzlichen Rechte etwa vorhandener unehelicher Kin⸗ 
der wird durch die Beſtimmungen der $$. 7. und 8. nichts geändert. ö 


(Ar. 5211.) 24* $. 10, 


te 


Mit den unabgefundenen eigenen Kindern ſetzt der uͤberlebende Ehegatte — 
jet es der Vater oder die Mutter — die Guͤtergemeinſchaft fort, ſofern nicht 
die ſofortige Schichtung von dem Verſtorbenen letztwillig angeordnet worden iſt. 


Waͤhrend der fortgeſetzten Guͤtergemeinſchaft gebuͤhrt dem uͤberlebenden 
Ehegatten allein nicht nur der Nießbrauch des ganzen gemeinſchaftlichen Ver⸗ 
moͤgens, ſondern auch die Verwaltung und Verfuͤgung daruͤber in demſelben 
Umfange, wie ſolche dem Manne nach H. 3. waͤhrend der Ehe zuſteht. 


Dagegen faͤllt auch Alles, was derſelbe aus irgend einem Rechtsgrunde 
erwirbt, in die Gemeinſchaft. Von dem Erwerbe der Kinder fließt nur der 
RS ihrer Beihuͤlfe in dem elterlichen Gewerbe oder Haushalte der Gemein 
ſchaft zu. 


Der uͤberlebende Ehegatte iſt fuͤr ſich allein berechtigt, durch Uebertrags⸗ 
vertraͤge oder letztwillige Verfuͤgungen unter den unabgefundenen Kindern die 
Succeſſion in das gemeinſchaftliche Vermoͤgen zu regeln; es muß jedoch jedem 
Kinde wenigſtens der Werth des ihm nach $. 15. zuſtehenden Antheils, im 
Falle einer letztwilligen Dispoſition aber außerdem ſeines Pflichttheils zugewen⸗ 
det werden. Hierbei kommen ruͤckſichtlich der Feſtſetzung des Werthes der Land- 
guͤter, wo das Geſetz vom 4. Juni 1856. (Geſetz⸗Sammlung ©. 550.) gilt, die 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes zur Anwendung. 


Zu Gunſten anderer Perſonen kann der uͤberlebende Ehegatte nur uͤber 
ſeinen Antheil an der Gemeinſchaft, mit Vorbehalt der Pflichttheile der Kinder, 
letztwillig verfuͤgen. 


H. 11. 


Zur Vorlegung eines Inventars von dem gemeinſchaftlichen Vermoͤgen 
iſt der uͤberlebende Ehegatte, ſofern er blos mit eigenen Kindern konkurrirt und 
mit dieſen die Guͤtergemeinſchaft fortſetzt ($. 10.), nicht verpflichtet. 


. 12. 


Wenn die uͤberlebende Ehefrau ſich gegen die ſonſt eintretende Folge 
ſichern will, daß ihr weiterer Erwerb von denjenigen Glaͤubigern der bisheri⸗ 
gen Gemeinſchaft, welchen fie nicht aus beſonderen Gründen perſoͤnlich verhaf— 
tet iſt, angegriffen werden koͤnne, ſo muß dieſelbe innerhalb einer gleichen Friſt, 
wie ſie den Erben zur Ueberlegung über den Antritt der Erbſchaft und Nie⸗ 
derlegung eines Inventars gewaͤhrt iſt, ein Inventar von dem beim Tode des 
Mannes vorhanden geweſenen gemeinſchaftlichen Vermoͤgen gerichtlich nieder⸗ 
legen. Sie erlangt hierdurch den Glaͤubigern gegenuͤber in Beziehung auf die⸗ 
ſes Vermoͤgen alle Rechte und Pflichten eines Benefizialerben. 


Dieſe 


nn 
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Dieſe Beſtimmungen gelten auch für den Fall der unbeerbten Ehe (H. 7.) 
in Anſehung des Antheils der Ehefrau an der Gemeinſchaft. 
| §. 18: 


Dem uͤberlebenden, die Guͤtergemeinſchaft fortſetzenden Ehegatten fteht 
zu jeder Zeit frei, die vollſtaͤndige Auseinanderſetzung mit den Kindern (Schich⸗ 
tung) zu verlangen. 


H. 14. 


Zur Schichtung verpflichtet iſt der uͤberlebende Ehegatte: 
1) wenn er zu einer anderen Ehe ſchreitet; 


2) wenn er wegen Wahnſinns oder Bloͤdſinns unter Vormundſchaft ge⸗ 
ſtellt wird; 


3) wenn ihm wegen ſeiner Abweſenheit ein Vormund beſtellt wird; 


4) wenn gegen ihn — es ſei der Vater oder die Mutter — ſolche Gruͤnde 
vorliegen, welche nach dem Allgemeinen Landrechte den Verluſt der vaͤ⸗ 
terlichen Gewalt zur Folge haben; 


5) wenn der verſtorbene Ehegatte die Schichtung letztwillig angeordnet hat. 


H. 15. 
Bei der Schichtung und ebenſo bei der nach dem Tode des Letztlebenden 


eintretenden Auseinanderſetzung wird der den Kindern gemaͤß F. 7. gebuͤhrende 


Antheil an dem in die fortgeſetzte Guͤtergemeinſchaft gefallenen Vermoͤgen nach 
demjenigen Zuſtande des Vermoͤgens feſtgeſetzt, in welchem ſich daſſelbe zur Zeit 
der Schichtung, beziehungsweiſe des Todes des Letztlebenden, befindet. Jedes 
der Kinder muß ſich dabei, ſowohl dem ſchichtenden Vater oder der Mutter, 


wie den Geſchwiſtern gegenuͤber, Alles anrechnen laſſen, was es nach den Ge⸗ 


ſetzen zu konferiren ſchuldig iſt. 
H. 16. 


An die Stelle eines waͤhrend der fortgeſetzten Guͤtergemeinſchaft verſtor⸗ 
benen Kindes treten bei der Schichtung oder Auseinanderſetzung ($. 15.) aus⸗ 
ſchließlich deſſen Abkoͤmmlinge und ſein hinterlaſſener Ehegatte, ſoweit dieſem 
letzteren ein Antheil an dem Nachlaſſe des Kindes gebuͤhrt. 
| Vor Aufhebung der fortgeſetzten Gemeinſchaft duͤrfen die Kinder über 
ihren Antheil an der Gemeinſchaft unter Lebendigen und von Todes wegen nur 
zu Gunſten ihrer Abkoͤmmlinge, Ehegatten oder der uͤbrigen Mitbetheiligten der 
Guͤtergemeinſchaft verfuͤgen. f 

In Ermangelung einer ſolchen Verfuͤgung waͤchſt der Antheil eines ver⸗ 

(Nr. 5211.) ſtor⸗ 


FCP 
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ftörbenen Kindes, ſofern derſelbe nicht auf deſſen Nachkoͤmmlinge oder hinter⸗ 
laſſenen Ehegatten übergeht, den Antheilen der übrigen Kinder zu. | 


$. 17. 


Bei der Schichtung hat der uͤberlebende Ehegatte die Befugniß, das ges 
meinſchaftliche bewegliche und unbewegliche Vermögen oder einzelne Gegenſtaͤnde 
deſſelben fuͤr eine Taxe zu uͤbernehmen, welche entweder von ſaͤmmtlichen Be⸗ 
theiligten gebilligt oder im Falle des Nichteinverſtaͤndniſſes in geſetzlicher Form 
aufgenommen worden iſt. 


In den H. 14. unter 2. 3. und 4. bezeichneten Faͤllen geht die dem uͤber⸗ 
lebenden Ehegatten beigelegte Befugniß auf die Kinder der aufgelöften Ehe über. 


Das Vormundſchaftsgericht ift ermächtigt, für feine Pflegebefohlenen eine 
zwifchen dem Vormunde und dem Uebernehmer zu Stande gekommene Verei⸗ 
ni ung uͤber den Werth der zu uͤbernehmenden Gegenſtaͤnde auch ohne gericht- 
liche Taxe zu genehmigen. 


Wo das Geſetz vom 4. Juni 1856. (Geſetz⸗Sammlung ©. 550.) gilt, 
hat es bei der Beſtimmung des H. 9. deſſelben für den dort bezeichneten Fall 
ſein Bewenden. 


§. 18. 


Waͤhrend der fortgeſetzten Guͤtergemeinſchaft find die Kinder von den 
Pflichten entbunden, welche anderen Erben zur Erhaltung ihrer Eigenſchaft als 
Benefizialerben geſetzlich obliegen. 


Bei Aufhebung der Guͤtergemeinſchaft durch Schichtung ($$. 13. 14.) 
koͤnnen ſie innerhalb der geſetzlichen Erbuͤberlegungsfriſt auf ihr Theilnahme⸗ 
recht an der Gemeinſchaft mit voller Wirkung gegen die Glaͤubiger durch Er⸗ 
klaͤrung bei dem Gerichte verzichten. Der Lauf dieſer Friſt beginnt mit dem 
Ablaufe des Tages, an welchem ihnen das zum Zweck der Schichtung gelegte, 
oder gerichtlich aufgenommene Inventarium von dem Gerichte mitgetheilt, oder, 
wenn dies nicht geſchehen ſein ſollte, im Termine zur Schichtung vorgelegt iſt. 
Haben ſie nicht verzichtet, ſo haften ſie den Gemeinſchaftsglaͤubigern ſtets, auch 
u 155 Inventar gelegt iſt, nur mit dem Betrage des ihnen zugefallenen 
Antheils. 


$. 19. 


Der Mutter ſteht ebenſo wie dem Vater nach der Schichtung die Be⸗ 
fugniß zu, den Nießbrauch des den Kindern zugetheilten Vermoͤgens bis zu 
deren Großjaͤhrigkeit, oder — ſofern dieſe Faͤlle fruher eintreten ſollten — bis 
zu deren Verheirathung oder eigenen Wirthſchaftseinrichtung zu verlangen, je⸗ 
doch nur gegen Uebernahme der Verpflichtung, die Kinder ohne Anrechnung 
auf die Subſtanz ihres Vermoͤgens zu ernaͤhren und zu erziehen. 

Dieſe 


„„ 


Dieſe Befugniß tritt jedoch nicht ein und hoͤrt beziehungsweiſe auf, wenn 
gegen den uͤberlebenden Ehegatten — ſei es der Vater oder die Mutter — 
ſolche Gründe vorliegen, welche nach dem Allgemeinen Landrechte den Verluſt 
der vaͤterlichen Gewalt zur Folge haben (§. 14. Nr. 4). 


| $. 20. 


j 
| In Anſehung der von den Eltern den Kindern zu gewaͤhrenden Aus⸗ 
ſtattung finden uͤberall, wo dieſes Geſetz gilt, die Vorſchriften des Allgemeinen 
Landrechts Anwendung. 


H. 21. 


„ Das gegenwärtige Geſetz tritt vom 1. Januar 1861. ab an die Stelle 
deer beſonderen Geſetze, Statuten und Gewohnheiten, welche bisher in den oben 
(F. 1.) bezeichneten Landestheilen oder in einzelnen Diſtrikten und Orten ders 
ſelben in Anſehung der Rechtsverhaͤltniſſe gegolten haben, uͤber welche das ge⸗ 
genwaͤrtige Geſetz Beſtimmung trifft. f ö 
| Von jenem Tage an hört in Beziehung auf eben dieſe Rechtsverhaͤltniſſe 
auch im Herzogthum Weſtphalen, ſoweit daſelbſt bisher kein Dotalrecht beſtan⸗ 
den hat, ſowie in dem Fuͤrſtenthume Siegen mit den Aemtern Burbach und 
Neuenkirchen (Freie und Huͤckengrund) und in den Grafſchaften Wittgenſtein⸗ 
Wittgenſtein und Wittgenſtein⸗Berleburg die durch das Publikations-Patent vom 
21. Juni 1825. H. 4. Nr. 3. (Geſetz⸗Sammlung S. 153.) angeordnete Sus⸗ 
penſion der drei erſten Titel des zweiten Theils des Allgemeinen Landrechts auf. 


§. 22. 


Die aus Ehen, welche vor der Guͤltigkeit des gegenwaͤrtigen Geſetzes 
geſchloſſen worden ſind, bereits entſtandenen oder noch entſtehenden vermoͤgens⸗ 
rechtlichen Verhaͤltniſſe ſind nicht nach dieſem Geſetze, ſondern noch ferner nach 
den bisherigen Geſetzen, Statuten und Gewohnheiten zu beurtheilen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 16. April 1860. 

(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
Fuͤrſt zu Hohenzollern-Sigmaringen. v. Auerswald. v. d. Heydt. 


Simons. v. Schleinitz. v. Patow. Gr. v. Puͤckler. 
v. Bethmann-Hollweg. Gr. v. Schwerin. v. Roon. 
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(Nr. 5212.) Geſetz, betreffend die Gewährung der Zinsgarantie des Staats fuͤr eine Prio⸗ 


ritaͤts⸗Anleihe der Rhein-Nahe Eiſenbahngeſellſchaft zum Betrage von 
ſechs Millionen Thalern. Vom 16. April 1860. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 
Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent, 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: a 
9. 


Der Staat uͤbernimmt für die bis auf Höhe von ſechs Millionen Tha⸗ 
lern unterm 18. Juli 1859. von Uns Allerhoͤchſt genehmigte Prioritaͤtsanleihe 
der Rhein-Nahe Eiſenbahngeſellſchaft die Zinsgarantie dergeſtalt, daß, ſoweit 


nach Inbetriebſetzung der ganzen Bahn von Bingerbruͤck bis Neunkirchen die 


vier und einhalbprozentigen Zinſen der Prioritaͤts-Obligationen aus dem Rein⸗ 
ertrage des antenne! 
uͤbernommen werden. 

Inſofern jedoch der Staat hierdurch in die Lage kommen ſollte, Zins— 
zuſchuͤſſe zu machen, werden dieſelben aus ſpaͤteren Betriebsuͤberſchuͤſſen erſetzt. 


H. 25 


Bis zu dem Zeitpunkte, zu welchem die ganze Bahn in Betrieb kommt, 
werden die Zinſen der Prioritaͤts-Obligationen, ſoweit ſie aus dem bis dahin 
aufkommenden Ertrage der Bahn nicht gedeckt werden, aus der Anleihe ſelbſt 
entnommen. 


§. 3. 
Der Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten und der 
Finanzminiſter werden mit der Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 16. April 1860. 


(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 


Fuͤrſt zu Hohenzollern- Sigmaringen. v. Auerswald. v. d. Heydt. 
Simons. v. Schleinitz. v. Patow. Gr. v. Puͤckler. 
v. Bethmann-Hollweg. Gr. v. Schwerin. v. Roon. 


N 


mens nicht aufkommen moͤchten, dieſelben auf Staatsfonds 


(Fr. 5213.) 


ER 
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(Nr. 5213.) Beſtaͤtigungs⸗Urkunde, betreffend die Revidirten Statuten der Stettiner gemein⸗ 
f nuͤtzigen Baugeſellſchaft. Vom 12. März 1860. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 
Wu Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent. 


Nachdem die unter dem 16. Maͤrz 1853. beſtaͤtigte Stettiner gemein⸗ 
nuͤtzige Baugeſellſchaft in ihrer Generalverſammlung vom 27. Oktober 1858. 


. mehrere Abänderungen ihres Statuts befchloffen hat, wonach namentlich das 


Grundkapital ſtatt auf hoͤchſtens 200,000 Rthlr. auf hoͤchſtens 500,000 Rthlr. 
angenommen und der Zweck der Geſellſchaft dahin beſtimmt und bezuͤglich be⸗ 
ſchraͤnkt iſt: in verſchiedenen Stadttheilen oder vor den Thoren Stettins ge— 

ſunde und zweckmaͤßig eingerichtete Wohnungen für Arbeiter, Handwerker, nie⸗ 
dere Beamte und andere, den weniger bemittelten Klaſſen angehoͤrige Einwoh⸗ 
ner Stettins herzuftellen oder zu erwerben und billig zu vermiethen, wollen Wir 
den in Gemaͤßheit dieſer und anderer Abaͤnderungen aufgeſtellten und in der 
anliegenden gerichtlichen Verhandlung vom 15. Januar d. J. verlautbarten 
revidirten Statuten unter Aufhebung des fruͤheren Geſellſchaftsvertrages auf 
Grund des Geſetzes vom 9. November 1843. hierdurch die landesherrliche Be⸗ 
ſtaͤtigung ertheilen. 


Wir befehlen, daß dieſe Urkunde mit den revidirten Statuten fuͤr immer 


der Regierung zu Stettin zur oͤffentlichen Kunde gebracht werden ſoll. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. | 
Gegeben Berlin, den 12. März 1860. 


(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 


v. d. Heydt. Simons. v. Patow. Gr. v. Schwerin. 
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verbunden und mit denſelben durch die Geſetz-Sammlung und das Amtsblatt 
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Revidirte Statuten 
der 


Stettiner gemeinnützigen Baugeſellſchaft. 


. 

Z weck. 
Die durch Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 16. März 1853. beftätigte 
Stettiner gemeinnuͤtzige Baugeſellſchaft hat den Zweck, in verſchiedenen Stadt⸗ 


theilen oder vor den Thoren Stettins geſunde und zweckmaͤßig eingerichtete 
Wohnungen fuͤr Arbeiter, Handwerker, niedere Beamte und andere, den weni⸗ 


ger bemittelten Klaſſen angehörige Einwohner Stettins herzuſtellen oder zu er⸗ I 


werben und billig zu vermiethen. 

Zu Miethern werden nur ſolche Perſonen angenommen, welche durch 
ordentliche ſittliche Führung in gutem Rufe ſtehen, eigenes Mobiliar beſitzen 
und einen beſtimmten Besen nachweiſen koͤnnen. 


2 
Wohnſitz und Aktienkapital. 


Die Geſellſchaft hat ihren Wohnſitz in Stettin und ihren Gerichtsſtand 
bei dem Kreisgerichte dafelbf, i e 8 
Ihre Zeitdauer iſt unbeſchraͤnkt. a 
Das Aktienkapital wird auf mindeſtens 20,000 Rthir. feſtgeſetzt und ſoll 
die Summe von 500,000 Rthlrn. nicht uͤberſteigen. Es wird in Aktien a 100 Rthlr. 
„ overtheilt, die auf jeden Inhaber lautend nach dem beiliegenden Schema ausge⸗ 
fertigt werden. ö 8 
Der Betrag der Aktie wird ſofort voll eingezahlt. - 
Jede Aktie wird auf die Dauer von je fünf Jahren mit Zinsſcheinen 
und außerdem Behufs Erhebung der ferneren Zinsſchein-Serie mit einem Ta⸗ 
5 5 lon verſehen, welche nach den beiliegenden Formularen ausgefertigt werden. 
2 Verlorene oder vernichtete Aktien oder Talons find nach den geſetzlichen 
Vorſchriften zu amortiſiren. 
Eine Amortiſation von Dividendenſcheinen iſt mit der Maaßgabe aus⸗ 
geſchloſſen, daß die darauf fallenden Beträge demjenigen, welcher den Verluſt 
der Dividendenſcheine vor Ablauf der Verfaͤhrungsfriſt (§. 4. in fine) ſchrift⸗ 
lich angemeldet hat, nach Ablauf derſelben ausgezahlt werden, ſofern die Scheine 
nicht anderweit zur Praͤſentation gekommen ſind. 3 
Der Geſellſchaft iſt nach dem Geſetze vom 13. Februar 1854. S Be 
amm: 


= m 


@ Sammlung S. 90.) die Sportel⸗ und Stempelfreiheit in dem Umfange be⸗ 
willigt, wie dieſelbe den öffentlichen Armenanſtalten geſetzlich zuſteht. 


§. 3. 
Mitgliedſchaft. 


Mitglied der Geſellſchaft iſt Jeder, der 
1) ſich durch Uebernahme von Aktien betheiligt, oder 
9) ein- fir allemal einen Beitrag von mindeſtens 100 Rthlrn. zum Re⸗ 
ſervefonds leiſtet, oder f f ya 
3) ſich zu einem jährlichen Beitrage von mindeſtens fünf Rthlrn. verpflichtet. 
Außerdem kann N 
4) die Mitgliedſchaft durch eine fortdauernde unentgeltliche Uebernahme ge⸗ 
meinnuͤtziger, die Geſellſchaftszwecke fordernder Arbeiten erworben werden. 
Ueber die Aufnahme der ad 4. gedachten Mitglieder entſcheidet der 
Vorſtand. 
Auch iſt der Vorſtand ermaͤchtigt, Perſonen, die ſich ſonſt um die Ge⸗ 
ſellſchaft verdient gemacht haben, zu Ehrenmitgliedern zu ernennen. Die Eh⸗ 
renmitglieder haben kein Stimmrecht. 


H. 4. 


Zins-Dividende. 


5 Mit dem Schluß eines jeden Kalenderjahres wird die Rechnung über 
die Einnahmen und Ausgaben abgeſchloſſen und unter Vergleichung ſaͤmmtlicher 
Aktiva und Paſſiva der Geſellſchaft binnen drei Monaten nach Jahresſchluß 


die Bilanz aufgeſtellt. 
Zu den Auslagen gehoͤren insbeſondere: 
1) die Verwaltungskoſten, er 
2) die Zinfen der etwa aufgenommenen Kapitalien, 
3) die von den Grundſtuͤcken zu entrichtenden öffentlichen Abgaben und Laſten, 
ſoweit dieſelben nicht von den Miethern getragen werden, 
4) die Reparaturkoſten, I a 
5) der nach techniſchen Grundſaͤtzen für jedes Gebäude zu ermittelnde Be⸗ 
trag, welcher nothwendig iſt, um mit Hinzurechnung deſſelben die Grund⸗ 
ſtuͤcke ſtets in dem Werth zu erhalten, welchen ſie beim Ankaufe oder 
„mach. nollendeter. Herſtellung gehabt haben. i 
reinen Ertrag des Rechnungsjahres. Von dieſem reinen Ertrage wird t den 
1) zunaͤchſt den Aktionairen eine Zinsdividende von fuͤnf Prozent gewaͤhrt, 


3) von dem Mehrbetrage 150% ya aͤhrt, 
a) die eine Haͤlfte dem Reſerpefonds uͤberwieſen, 
b) die andere Halfte zur Amortiſation von Aktien verwendet. 
N D) DIE andere ien gar nee] N, FTF Nehr 
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Mehr als fünf Prozent Zinſen konnen die Aktionaire in keinem Jahre 


erhalten. Sollte der reine Ertrag eines Jahres zur Gewährung einer Zin⸗ 
Dividende von fünf Prozent nicht ausreichen, fo wird der zu dieſer Höhe er⸗ 


forderliche Zuſchuß aus dem Reſervefonds mit der Maaßgabe entnommen, daß 
in keinem Jahre mehr, als der zehnte Theil des vorhandenen Reſervefonds zu 
dieſem Zwecke verwendet werden darf. - 

Die Auszahlung der Zinsdividende erfolgt alljährlih am 1. Juli gegen 
Ruͤckgabe der Zinsſcheine. 

Betraͤge, welche binnen vier Jahren nicht erhoben werden, oder ruͤckſicht⸗ 
lich deren der Verluſt des Zinsſcheins nicht vorſchriftsmaͤßig (F. 2.) angemel⸗ 
det iſt, verfallen zu Gunſten des Reſervefonds. 

Die Bilanz der Geſellſchaft wird alljaͤhrlich durch die Geſellſchaftsblaͤtter 
bekannt gemacht. 


$. 5. 


Amortiſation der Aktien. 


Die Reihenfolge der zu amortiſirenden Aktien wird durch das Loos ber 


ſtimmt. Die Verlooſung erfolgt in oͤffentlicher Sitzung des Vorſtandes, zu 
welcher jedes Geſellſchaftsmitglied Zutritt hat. Die gezogenen Aktiennummern 
werden durch die Geſellſchaftsblaͤtter zur öffentlichen Kenntniß gebracht. Die 
Inſertion erfolgt zweimal, Anfangs und Mitte Juni. Gegen Ablieferung der 
ausgelooſeten und mit Quittung zu verſehenden Aktien und der ausgegebenen, 
noch nicht faͤlligen Zinsſcheine zahlt die Geſellſchaft vom naͤchſtfolgenden 1. Juli 
5 den vollen Nennwerth derſelben nebſt den bis zum 1. Juli aufgelaufenen 
Zinſen. 

Eine weitere Verzinſung findet nicht ſtatt. Der Betrag der nicht zu: 
ruͤckgelieferten Dividendenſcheine wird bei der Zahlung in Abzug gebracht. 

Die Geſellſchaft iſt befugt, aber nicht verpflichtet, die Legitimation des 
Quittirenden zur Empfangnahme des Geldes zu prüfen. Wird eine ausgeloo- 
ſete Aktie innerhalb dreißig Jahren zur Zahlung nicht praͤſentirt, ſo verfaͤllt 
der an dem Reſervefonds. 

a Sobald alle ausgegebenen Aktien amortiſirt find, wird die Geſellſchaft 
aufgeloͤſt. Das Vermoͤgen faͤllt alsdann an die Stadt Stettin mit der Maaß⸗ 
gabe, daß daſſelbe zu gemeinnuͤtzigen Zwecken verwendet werden muß. 


H. 6. 
Reſervefonds. 


Ein zu bildender Reſervefonds hat den Zweck, außergewoͤhnliche Aus⸗ 

912 zu decken, nuͤtzliche Einrichtungen und Verwendungen zum Beſten der 
Miether (z. B. Anlage von Baͤdern, Einrichtung von Waſchhaͤuſern und Trocken⸗ 
plaͤtzen, Beſchaffung von Lokalien fuͤr Kleinkinder⸗Bewahranſtalten und Spiel⸗ 
plaͤtzen u. ſ. w.) moͤglich zu machen und die Verzinſung der Aktien zu fuͤnf 
Pro⸗ 


m 


Prozent jaͤhrlich zu ſichern. Zu letzterem Zwecke darf jedoch in keinem Jahre 
mehr als der zehnte Theil des vorhandenen Reſervefonds verwendet werden. 
Zaum Reſervefonds fließen folgende Einnahmen: 
1) die freiwilligen Beitraͤge der Geſellſchaftsmitglieder, 
2) alle außerordentlichen Einnahmen, namentlich Geſchenke, ſofern die Ge— 
ber eine andere Verwendungsart nicht ausdruͤcklich vorſchreiben, 
3) alle verfallenen Zinfen- und Aktienbetraͤge ($$. 4. 5.), 
4) die Zinſen der dem Reſervefonds gehoͤrigen Kapitalien, 
5) die im F. 4. beſtimmten Ueberſchuͤſſe der reinen Jahresrevenuͤen. 
Ueber den Reſervefonds wird beſondere Rechnung gefuͤhrt. 


. 
Vertretung der Geſellſchaft. 


Die Geſellſchaft wird vertreten: 
1) durch die Generalverſammlung, 
2) durch den Vorſtand, 
3) durch eine Rechnungs-Reviſionskommiſſion. 


H. 8. 
Generalverſammlung. 


Generalverſammlungen werden vom Vorſtande durch zweimalige Inſer⸗ 
tion in die Geſellſchaftsblaͤtter, von denen die erſte mindeſtens vierzehn Tage 
vor dem Termine publizirt ſein muß, einberufen und in Stettin abgehalten. 

Die ordentliche Generalverſammlung findet im Monat Oktober ſtatt, eine 
außerordentliche nur dann, wenn der Vorſtand dieſelbe für nöthig erachtet, oder 
der fünfte Theil der Aktionaire — nach dem Betrage der Aktien gerechnet — 
darauf antraͤgt. a i a | 

Der Vorſitzende des Vorſtandes und bei deſſen Verhinderung fein Stell⸗ 
vertreter fuͤhren den Vorſitz. 
| : Jedes Geſellſchaftsmitglied ift berechtigt, den Generalverſammlungen mit 
beſchließender Stimme beizuwohnen, hat fich jedoch auf Erfordern zu legitimi⸗ 
ren. Bevollmaͤchtigte muͤſſen entweder ſelbſt e ee oder Pro⸗ 
kurafuͤhrer des Machtgebers ſein und ſich durch ſchriftliche Vollmacht legitimiren. 

Minderjaͤhrige oder ſonſt Bevormundete werden durch ihre Vormuͤnder 
oder Kuratoren, Ehefrauen durch ihre Ehemaͤnner, juriſtiſche Perſonen durch 
ihre Vorſtaͤnde vertreten, auch wenn dieſe Vertreter keine Geſellſchaftsmitglie⸗ 
der ſind und keine ſchriftliche Vollmacht beſitzen. 

Niemand darf mehr als eine Stimme abgeben. 

Die Beſchluͤſſe der Generalverſammlung verbinden alle Geſellſchaftsmit⸗ 
glieder und werden in der Regel nach Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stim⸗ 
mengleichheit entſcheidet der Vorſitzende. i 
Zur Abänderung der Statuten, ſowie zur Aufloͤſung der Geſellſchaft iſt 
Ger. 5213.) 3 jedoch 
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1, > 
jedoch eine Stimmenmehrheit von zwei Drittheilen der anweſenden Geſellſchafts⸗ 
el in einer unter Angabe dieſes Zweckes berufenen Generalverſammlung 
erforderlich. 11 N i > 
Der Beſchluß der Generalverſammlung iſt erforderlich: 
1) zur Wahl der Mitglieder des Vorſtandes (F. 9), 
2) zur Wahl der Rechnungs⸗Reviſionskommiſſion (F. 10.), 
3) zur Ertheilung der Decharge fuͤr den Vorſtand, 
4) zu Abaͤnderungen des Statuts, e f 
5) zur Aufhebung der Beſchluͤſſe fruͤherer Generalverſammlungen, 
6) zur Aufloͤſung der Geſellſchaft, 
7) zu Anleihen fuͤr die Zwecke der Geſellſchaft, ſei es durch Aufnahme von 
Darlehnen oder durch Eingehen von Schuldverbindlichkeiten, deren Deckung 
nicht aus den Einnahmen des laufenden Geſchaͤftsjahres erfolgen kann. 
Zur Guͤltigkeit der Beſchluͤſſe ad 4. 6, und 7, iſt erforderlich, daß bei 
der Einladung der Generalverſammlung der Gegenſtand der Berathung und 
Beſchlußnahme ausdruͤcklich bekannt gemacht iſt. N 5 
Zu Anleihen (ad 7.) bedarf es außerdem der Genehmigung des Herrn 
Handelsminiſters und zu den Beſchluͤſſen ad 4. und 6. der landesherrlichen 
Genehmigung. | 
Ueber den Gang und das Ergebniß der Generalverſammlung wird durch 
einen Richter oder Notar ein Protokoll aufgenommen und von den anweſenden 
Vorſtandsmitgliedern, ſowie von denjenigen Geſellſchaftsmitgliedern, welche ſich 
zur Unterſchrift melden, vollzogen. i 


H. 9. 
Vor ſtand. 
Der Vorſtand der Geſellſchaft beſteht: 
1) aus ſechs Mitgliedern, die von der Generalverſammlung auf je drei 
Jahre gewaͤhlt werden; 
2) aus einem von dem Magiſtrat zu Stettin zu ernennenden Mitgliede. 
Außerdem ſteht es dem Vorſtande frei, nach Beduͤrfniß ſich ſelbſt durch 
die Wahl von hoͤchſtens noch drei Mitgliedern zu verſtaͤrken. Alljaͤhrlich ſchei⸗ 
det ein Drittheil der von der Generalverſammlung zu waͤhlenden Mitglieder 
aus. Die Dauer der Funktion des vom Magiſtrat zu ernennenden Mitgliedes 
hängt von der Beſtinmung des Magiſtrats ab. Die vom Vorſtande ſelbſt 
ewählten Mitglieder fungiren drei Jahre. Ausſcheidende Vorſtandsmitglieder 
Find wieder wählbar. Sollte während der dreijaͤhrigen Dauer einer Stelle das 
von der Generalverſammlung gewaͤhlte Mitglied durch Tod oder ſonſt aus⸗ 
ſcheiden, ſo erſetzt die naͤchſte along dieſe Stelle auf die noch 
uͤbrige Amtsdauer des Ausgeſchiedenen. 0 
Bis zum Eintritt dieſer Wahl, ſowie bei laͤngerer Behinderung eines 
fungirenden Vorſtandsmitgliedes kann der Vorſtand in dringenden Faͤllen, na⸗ 
mentlich, wenn es die einſtweilige Fortfuͤhrung der Geſchaͤfte oder die am 
faͤ⸗ 
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faͤhigkeit des Vorſtandes erfordert, einen einſtweiligen Stellvertreter erwaͤhlen. 
Zur Beſchlußfaͤhigkeit des Vorſtandes gehoͤrt die Anweſenheit von mindeſtens 
vier Mitgliedern. Die Beſchluͤſſe werden nach Stimmenmehrheit der anweſen⸗ 
den Vorſtandsmitglieder gefaßt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das vor⸗ 
ſitzende Mitglied. 5 | | 


Alljaͤhrlich wählt der Vorſtand feinen Vorſitzenden, einen Stellvertreter 


deſſelben, einen Schriftführer und einen Schatzmeiſter, und vertheilt im Uebrigen 
die Geſchaͤfte unter ſeine Mitglieder. N 

Die Namen der Vorſtandsmitglieder und des Vorſitzenden find durch 
die Geſellſchaftsblaͤtter bekannt zu machen. Die Sitzungen des Vorſtandes 
werden in der Regel zu Anfang eines jeden Quartals und außerdem, ſo oft 
dazu Anlaß vorliegt, durch ſchriftliche Einladung des Vorſitzenden anberaumt. 
Die Anberaumung einer Sitzung muß erfolgen, ſobald drei Mitglieder des Vor⸗ 
ſtandes darauf antragen. 

Der Vorſtand faßt Namens der Geſellſchaft bindende Beſchluͤſſe in 
allen Angelegenheiten, welche nicht der Generglverſammlung vorbehalten oder 
der Rechnungs-Reviſtonskommiſſton uͤberwieſen find, Er vertritt die Geſell⸗ 
ſchaft in jeder Beziehung nach Außen und legitimirt ſich durch ein von dem 
Regierungskommiſſarius auf Grund der Wahlverhandlungen auszuſtellendes 


Atteſt. 5 

Urkunden verpflichten die Geſellſchaft, ſobald ſie von dem Vorſitzenden 
und zwei Vorſtandsmitgliedern vollzogen ſind. Zur Vollziehung der gewoͤhn⸗ 
lichen Schreiben, der Miethskontrakte und der Zahlungsanweiſungen unter funfzig 
Thalern genuͤgt die Unterſchrift des Vorſitzenden und eines zweiten Mitgliedes. 

Der Vorſtand iſt verpflichtet, die Beſchluͤſſe der Generalverſammlung 
zur Ausfuͤhrung zu bringen. 

Der Vorſtand verwaltet ſein Amt unentgeltlich. 


H. 10, 
Rechnungs-Reviſionskommiſſion. 


Die Rechnungs⸗Reviſionskommiſſion beſteht aus drei Mitgliedern, welche 
alljährlich unter Bezeichnung des Vorſitzenden von der Generalverſammlung 
gewaͤhlt werden. Die Kommiſſion hat die Obliegenheit, die Buͤcher zu revidi⸗ 
ren, die gelegten Rechnungen mit den dazu gehörigen Belaͤgen zu prüfen und 
die Decharge⸗Ertheilung Seitens der Generalverſammlung vorzubereiten. Auch 
wird dieſelbe alljaͤhrlich eine außerordentliche Kaſſenxeviſion vornehmen. 


9 1 
Geſellſchaftsblaͤtter. 


Alle Bekanntmachungen an die Geſellſchaftsmitglieder, namentlich Ein⸗ 
ladungen zu den Generalverſammlungen, Beſtimmungen wegen Auszahlung der 
Zinſen und ausgelooſeter Aktien u. ſ. w. erfolgen rechtsverbindlich für alle 5 
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11 ten durch den Stettiner Allgemeinen Anzeiger und den Stettiner Gene⸗ 
ral⸗Anzeiger. i 85 5 f 
Geht eines dieſer oͤffentlichen Blaͤtter ein, ſo tritt ein anderes, auf Vor⸗ 
ſchlag des Vorſtandes durch die Königliche Regierung zu genehmigendes öffent 
lliiUches Blatt an deſſen Stelle. a 8 
Der Koͤniglichen Regierung ſteht die Befugniß zu, andere oͤffentliche 
Blaͤtter fuͤr die Bekanntmachungen vorzuſchreiben. Alle hinsichtlich der Geſell⸗ 
ſchaftsblaͤtter eintretende Veraͤnderungen ſind von der Koͤniglichen Regierung 
durch die noch übrig bleibenden Blätter und durch das Amtsblatt zur oͤffent⸗ 
lichen Kenntniß zu bringen. 


H. 12. 
Oberaufſichtsrecht des Staats. 


Die Oberaufſicht des Staats wird durch die Koͤnigliche Regierung zu 
Stettin ausgeübt, welche ſich dazu für beſtaͤndig oder für einzelne Faͤlle eines 
Kommiſſarius zu bedienen befugt iſt. Derſelbe kann nicht nur den Geſellſchafts— 
Vorſtand, ſowie die Generalverſammlung guͤltig zuſammenberufen und ihren 
Berathungen beiwohnen, ſondern auch jederzeit von den Akten, Buͤchern, Rech⸗ 
nungen und ſonſtigen Schriftſtuͤcken der Geſellſchaft Kenntniß nehmen und die 
Geſellſchaftskaſſen revidiren. 


$. 13. 
Aufloͤſung der Geſellſchaft. 


Im Falle einer Aufloͤſung der Geſellſchaft erhaͤlt kein Aktionair mehr 
als den Nennwerth feiner Aktien nebſt den Zinſen, ſoweit ſie ruͤckſtaͤndig ſind, 
zu fünf Prozent. Der Ueberſchuß des Geſellſchaftsvermoͤgens fällt an die 
Stadt Stettin mit der Maaßgabe, daß derſelbe zu gemeinnuͤtzigen Zwecken ver⸗ 
wendet werden muß. 


§. 14. 
Guͤltigkeit dieſer revidirten Statuten. 


Mit der Beſtaͤtigung dieſer revidirten Statuten treten die bisherigen, un⸗ 
term 16. Maͤrz 1853. landesherrlich beſtaͤtigten Statuten außer Kraft. 


Beilage 


5 Beilage „ 
(Schema zu den Aktien.) 
Aki e 


der & 
Stettiner gemeinnützigen Baugeſellſchaft 
8 „ 
über 


Einhundert Thaler Preußiſch Kur ant. 


Inhaber dieſer Aktie nimmt auf Hoͤhe von Einhundert Thalern Preußiſe 
Kurant nach naͤherem Inhalte des am en von Sr. 
1 dem Könige von Preußen beftätigten Statuts verhaͤltnißmaͤßigen An⸗ 
theil an dem geſammten Eigenthum der Stettiner gemeinnuͤtzigen Baugeſellſchaft 
und den jährlich zur Vertheilung kommenden Ueberſchuͤſſen. 

Stettin, denn 8 


Der Vorſtand 1 85 
der Stettiner gemeinnützigen Baugeſellſchaft. 
(L. S.) i (Drei Unterſchriften.) » 


Beilage B. 
(Schema zum Zinsſchein.) 


Zinsſchein 


der 
Stettiner gemeinnützigen Baugeſellſchaft 
zu r 


. CC 
Inhaber dieſes Zinsſcheins erhalt die für den Zeitraum vom ten ..... 
1 bis n i dige le fallenden Zinſen aus der 


Geſellſchaftskaſſe der Stettiner gemeinnuͤtzigen Baugeſellſchaft. 

Die Zahlung erfolgt vom 1. bis 15. Juli. Dieſer Zinsſchein iſt vier 
Jahre nach der Faͤlligkeit werthlos. 

Stettin, den e nnn. 18 


Der Vorſtand 


der Stettiner gemeinnützigen Baugeſellſchaft. 
( 8 (Drei Unterſchriften.) 


Jahrgang 1860. (Ne. 5213.) 20 i Beilage 


(Schema zum Talon) 


Zaloı 


5 d der 
Stettiner 1 ützigen Baugeſellſchaft 
a ö zur 


A k t i e . 


Gegen Rückgabe dieſes ala, erhalt der Beſitzer der Aktie . 
die Series der Zinsſcheine. Auf Sn. ift Die Aktie zur ee 
tion und un ann 5 


Stettin, den 


Der Vorſtand 


der Stettiner 1 ützgen 5 
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r. 5214.) Verordnung wegen Beſtellung eines inlaͤndiſchen Gerichtsſtandes fuͤr die in den 


Nachbarſtaaten ſtationirten Beamten der Preußiſchen Auseinanderſetzungs⸗ 
Behoͤrden. Vom 27. Maͤrz 1860. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 


Regent, 


verordnen, auf Grund des Geſetzes vom 26. April 1851. Artikel III. Nr. 2. 
(Geſetz-Sammlung vom Jahre 1851. S. 183.), was folgt: a 


F. 1. 


Die Preußiſchen Beamten, welche in dem Herzogthum Anhalt-Bernburg, 
in dem Fuͤrſtenthum Schwarzburg⸗Sondershauſen und in dem Fuͤrſtenthum 
Schwarzburg⸗Rudolſtadt ſtationirt find, um die Gemeinheitstheilungs⸗ und Ab⸗ 
loͤſungsgeſchaͤfte in dieſen Laͤndern in Gemaͤßheit der daruͤber beſtehenden Staats⸗ 
Verträge zu bearbeiten, ſollen fortan ihren ordentlichen perſoͤnlichen Gerichts⸗ 
ſtand bei dem Kreisgerichte in Merſeburg haben, jedoch unbeſchadet der Kom⸗ 
petenz, welche den Gerichten der genannten Staaten nach der Uebereinkunft 
wegen der gegenſeitigen Gerichtsbarkeitsverhaͤltniſſe: 

a) vom . September 1840. (Geſetz⸗Sammlung vom Jahre 1840. S. 250.), 


b) vom A eee 843 (Geſetz-Sammlung vom Jahre 1844. S. 1.), 


5. Dezember 
c) vom - Stiegl 1840. (Geſetz-»Sammlung vom Jahre 1840. S. 239.), 
uͤber die bezeichneten Beamten zuſteht. 
H. 2. 


Durch die im H. 1. enthaltene Beſtimmung wird jedoch, wenn die Beam⸗ 
ten vorher einen ordentlichen perſoͤnlichen Gerichtsſtand in hieſigen Landen ge= 
habt haben, in Beziehung auf ihre perſoͤnlichen Eigenſchaften und Befugniffe 
Jura status) und die Erbfolge in ihren Nachlaß nichts geaͤndert; ſolche find 
auch ferner nach den in jenem fruͤheren Gerichtsſtande geltenden Rechten zu 
beurtheilen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 27. Maͤrz 1860. 


(J. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
Simons. v. Schleinitz. Gr. v. Puͤckler. 


(Nr. 52145215.) a (Nr. 5215.) 
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(Nr. 5215.) Bekanntmachung, betreffend die Seitens der beiden Haͤuſer des Landtages der 
Monarchie ertheilte nachtraͤgliche Genehmigung der proviſoriſch erlaſſenen 
Verordnung vom 28. Mai 1859. wegen Ueberweiſung der in Gemaͤßheit 
des Geſetzes vom 21. Mai 1859. aufzunehmenden Staatsanleihe an die 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden. Vom 12. April 1860. 


Nacden die unter dem 28. Mai 1859. erlaſſene, durch die Geſetz-Samm⸗ 
lung (Jahrgang 1859. S. 278.) verkündete Verordnung, betreffend die Ueber⸗ 
weiſung der in Gemaͤßheit des Geſetzes vom 21. Mai 1859. aufzunehmenden 
Staatsanleihe an die Hauptverwaltung der Staatsſchulden, den beiden Haͤu⸗ 
ſern des Landtages der Monarchie vorgelegt worden iſt, haben dieſelben der 
gedachten Verordnung ihre Zuſtimmung ertheil. 

Dies wird hierdurch bekannt gemacht. 


Berlin, den 12. April 1860. 
Königliches Staatsminiſterium. 


le, Hohenzollern- Sigmaringen. v. Auerswald. v. d. Heydt. 
imons. v. Schleinitz. v. Patow. Gr. v. Puͤckler. 
v. Bethmann-Hollweg. Gr. o. Schwerin. v. Roon. 


Nedigirt im Bureau des Staats⸗Miniſteriums. 
. —— 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. Oecker). 


